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Donnerstag, 27. August 2020 Baselland/Schwarzbubenland

Nachrichten
Bürger sprechensich
für Fusionaus

Lausen Die Bürgergemeinde-
versammlung ist einem Antrag
eines Bürgers gefolgt und hat
dessen Vorstoss, die Fusion der
Bürgergemeinde mit der Ein-
wohnergemeindeLausen in die
Wege zu leiten, als erheblich er-
klärt. Auch der Gemeinderat
empfahl, den Antrag anzuneh-
men. (bz)

KatholischeLandeskirche
sprichtGeld fürBeirut

Liestal Der Kirchenrat der rö-
misch-katholischen Landeskir-
che Baselland hat als Zeichen
der Solidarität beschlossen, als
Soforthilfe das Nothilfeprojekt
der Caritas Schweiz für die Op-
fer der Explosionskatastrophe
vom 4.August in Beirut mit ins-
gesamt 30000 Franken zu
unterstützen. Das schwere Un-
glückmitmindestens175Todes-
opfern und Tausenden Verletz-
ten hat in der libanesischen
Hauptstadt eine Schneise der
Verwüstung hinterlassen. (bz)

DasKulturkarussell dreht
trotzCoronaweiter

Sissach DerVereinSissachLive
veranstaltet am5.Septemberein
Saisonauftaktfest, wie er per
Medienmitteilung verkündet.
Dabei mischen sich Tanz und
Musik.UmdieCoronamassnah-
men einzuhalten, wird die Fes-
tivität in der Begegnungszone
stattfinden. (bz)

Strassensperrungvon
LaufenbisKleinlützel

Laufen Wegen fortschreitender
Verschlechterung desBaumbe-
stands müssen verschiedene
Holzschläge zwischen Laufen
und Kleinlützel getätigt wer-
den.Wie dasAmt fürWald bei-
der Basel in einer Medienmit-
teilung verlauten lässt, muss
die Strasse vom 31.August bis
18.September aus Sicherheits-
gründen gesperrt werden. Be-
troffen ist der Abschnitt der
Lützelstrasse ab der Delsber-
gerstrasse bis Röschenz «Müh-
le». EineUmleitung ist signali-
siert. (bz)

Weniger Macht den Schulräten
Die Baselbieter Regierung hat das Bildungsgesetz angepasst. DieGemeinden sollen grössereWahlfreiheit haben.

Die Baselbieter Regierung will
die Schulleitungen der Sekun-
darstufe Iund II stärkenund ihre
Teilautonomieerhöhen:Künftig
sollen sie für sämtliche operati-
ve Entscheide verantwortlich
sein. Mit der neuen Führungs-
struktur soll der Kanton zudem
dievon ihmgetragenenSchulen
besser lenken können. Die Ba-
selbieter Regierung schickt die
Einführungeines zeitgemässen
Führungsmodells sowie eine
entsprechende Änderung des
Bildungsgesetzes in die Ver-
nehmlassung, wie sie am Mitt-
wochmitteilte.

Mit den neuen Führungs-
strukturen für die Sekundarstu-
fen I und II will die Baselbieter
RegierungdasDreiecksverhält-
nis der verschiedenen Füh-
rungsebenen (Schulleitung,
Schulrat undBildungsdirektion)
entflechten. So sollendie Schul-
räte,dieheutebeispielsweise für
die Anstellung der Schulleitun-
gen und Lehrpersonen zustän-
dig sind, abvoraussichtlich2023
wenigerKompetenzenerhalten.
Ihre Aufgaben werden gemäss
Regierungsvorlage «fokus-
siert». So soll der Schulrat künf-
tig massgebend für die Aus-
arbeitung des Schulprogramms
zuständig sein. Auch wird er
nicht mehr Beschwerdeinstanz
bei Entscheiden der Schullei-
tung sein. Diese Aufgabe soll
künftig der Regierung zukom-
men.

Schulrätewaren teilweise
überfordert
Begründet werden die geplan-
tenÄnderungendamit, dassdie
heute unklar definierten strate-
gischenundoperativenZustän-
digkeiten die Schulräte als
Milizgremium immer wieder
fachlich und zeitlich an ihre
Grenzen bringen würden. Die
Folge seien teilweise inkonsis-
tente Entscheide mit mitunter
erheblichenfinanziellenKonse-
quenzen für die Schulträger ge-
wesen – insbesondere bei kom-
plexen Personalfragen oder
Schulausschlüssen.

Dem Kanton sind heute man-
gels Weisungsbefugnis gegen-
über Schulleitungen und Schul-
räten die Hände gebunden, wie
aus der Mitteilung hervorgeht.
Die neuen Führungsstrukturen
sollenesdemKantonkünftig er-
möglichen, seine Schulleitun-
gen direkt anzustellen und die
Entwicklung seiner Schulen
qualitätsorientiert stärken zu
können.

Gemeindenkönnen
selberentscheiden
Für die kommunalen Schulen
stehen den Gemeinden künftig
drei Modelle zur Auswahl.
Grundsätzlich werden die stra-
tegischenAufgabenderSchulen
sowiedieFührungder Schullei-
tung neu demGemeinderat zu-
gewiesen. Die Gemeinde kann
diese Kompetenz jedoch einem
Schulrat übertragen oder dem
Gemeinderat eine beratende
Schulkommission zur Seite stel-
len,wiees inderMitteilungwei-
ter heisst. Somit sollen die Ge-
meinden künftig selber an der
Urne entscheiden können, wie
sie die Führungsstrukturen für
ihre Schulen auf die lokalenBe-
dürfnisse abstimmenmöchten.

Für diese Wahlmöglichkeit
setzte sich vor allem der Ver-
bandBasellandschaftlicherGe-
meinden (VBLG) ein. Dement-
sprechenderfreut zeigte sichder
Verband gestern über den Ent-
scheidderRegierung,dasAnlie-
gen in die Vorlage aufzuneh-
men. Damit komme die Basel-
bieter Regierung dem Wunsch
derGemeinden nach. So sei bei
Diskussionen von denGemein-
den gefordert worden, dass die
schulischen Führungsstruktu-
ren in Zukunft variabler gestal-
tet werden können.

Mitder ausgearbeitetenVor-
lage «kann jede Gemeinde ihre
Schule gemäss der Kantonsver-
fassungkünftig soorganisieren,
wie es am besten ihren Bedürf-
nissen entspricht», schrieb der
Basellandschaftliche Gemein-
deverbandamMittwoch in ihrer
Mitteilung. (sda/zaz)

Flexibler Einschulungstermin
Bildung Erziehungsberechtigte
sollen imBaselbiet dieEinschu-
lung ihrerKinder einfacher ver-
schieben können.DieBaselbie-
ter Regierung will die Verord-
nung für den Kindergarten und
die Primarschule entsprechend
anpassen. Ausgangspunkt war
eine CVP-Motion aus dem
Landrat, wie aus dem amMitt-
woch veröffentlichten Bericht
des Regierungsrats hervorgeht.
Die Motionärin hatte sich am
Umstandgestört, dass eineVer-
schiebung der Einschulung nur
nach ärztlicher oder schulpsy-
chologischerAbklärungmöglich
sei. Mit der Verschiebung des

Einschulungsstichtags vom
30.April aufden31. Juli imRah-
men von HarmoS seien die
jüngstenKinderbeimEintritt in
den Kindergarten erst knapp
vierjährig. Für Kinder, die den
notwendigen Entwicklungs-
standnochnicht erreichthaben,
könne dies eine Überforderung
bedeuten. Die Baselbieter Re-
gierung kommt nun nach der
VernehmlassungderForderung
nach einer einfacheren Ver-
schiebung der Einschulung
nach. Allerdings sei dies auch
mit einerAnpassungaufVerord-
nungsebene möglich, eine Än-
derungdesBildungsgesetzes sei

nicht nötig, schreibt die Regie-
rung.NeusollendieErziehungs-
berechtigtennachRücksprache
mit der Schulleitung über eine
Rückstellung ihrer Kinder ent-
scheiden können, ohne dass
eine Abklärung durch Fachex-
perten stattfindenmuss.Dassel-
be soll auch in umgekehrter
Richtunggelten: FürKinder, die
bis zu 15TagennachdemStich-
tag geboren sind, kann bei der
Schulleitung eine frühere Ein-
schulungbeantragtwerden.Die
Verordnungsänderung soll per
1. Januar2021 inKraft tretenmit
erstmaliger Wirkung für das
Schuljahr 2021/22. (sda)

Bildungsdirektorin Monica Gschwind will die Schulleitungen stärken. Bild: Kenneth Nars (9.6.2020)

Kantonsangestellte gehen
in Solothurn leer aus
Regierungsrat und Personalverbände einigen sichwegen
der Coronapandemie auf besondereMassnahmen.

Nullrunde beim Lohn Für alle
Angestellten des Kantons Solo-
thurn gibt es 2021 keine höhe-
ren Löhne. Der Regierungsrat
und die Personalverbände ha-
benentschieden,wegenderFol-
gen der Corona-Pandemie auf
einen Teuerungsausgleich und
eine Reallohnerhöhung zu ver-
zichten. Der Entscheid gilt für
alle Mitarbeitenden der kanto-
nalenVerwaltung, derGerichte,
der Solothurner Spitäler AG so-
wie für die Lehrerinnen und
Lehrer,wiedieStaatskanzlei am
Dienstagmitteilte.

Die Coronapandemie führe
sowohl zuZusatzkostenals auch
zu Mindereinnahmen für den
Kanton. Dies und der Vergleich
mit der stark betroffenen Wirt-

schaft hätten zum Verzicht auf
die Lohnerhöhung geführt. Die
Regierung sei sichaberbewusst,
dass dieser Entscheid trotz der
teilweise grossen pandemiebe-
dingten Zusatzbelastung der
Angestellten erfolge.

DenErfahrungszuschlag
gibt’s trotzdem
Jenen Solothurner Arbeitneh-
menden,dienicht bereits inder
maximalen Erfahrungsstufe
entlöhntwerden,wirddennoch
wiegewohntder jährlicheErfah-
rungszuschlag gewährt. Dieser
sei im kantonalen Gesamt-
arbeitsvertrag (GAV) geregelt
und nicht Teil der jährlichen
Lohnverhandlungen, schrieb
die Staatskanzlei weiter. (sda)

Dornacher Preesi
reagiert auf Brief
Kritik VorwenigenTagenerhielt
derDornacherGemeindepräsi-
dent Christian Schlatter Post.
Besorgte Bürger aus der Ge-
meinde im Schwarzbubenland
schrieben ihm einen offenen
Brief, in dem sie Antworten auf
kritische Fragen zu verschiede-
nen Entwicklungen in Dornach
wünschten (die bz berichtete).
Gestern meldete sich Schlatter
in einem ersten Reaktions-
schreiben zu Wort, das er auch
den Medien zukommen liess.
Darin teilt erdenbesorgtenBür-
gern mit, dass er sich bemühe,
«möglichst bald Antworten zu
liefern, die Ihnen weiterhelfen
und Ihre Besorgnis relativieren
mögen».Erhabeallerdingsden
Eindruck, dass gewisse Fragen
nichtprimäreinerkonstruktiven
Besorgnis entspringen würden,
schreibt er.Eher seiendieseFra-
gen politischmotiviert. (hof)

«Moderater» Stellenabbau
Die Solothurner Unternehmen geben an, von der Pandemiekrise
weniger stark betroffen zu sein als befürchtet.

Umfrage EineMehrheit der So-
lothurner Unternehmen will
trotz der Coronakrise kein Per-
sonal abbauen.Rund20Prozent
gehen jedoch davon aus, in den
nächstenzwölfMonatenStellen
zu streichen, wie eine Umfrage
derSolothurnerWirtschaftsver-
bände zeigt.

Fast 70 Prozent der befrag-
ten Unternehmen gaben an,
dass sie in zwölfMonatengleich
viel Personalwieheutebeschäf-
tigenwerden.ZehnProzentpla-
nen, neueMitarbeitende einzu-
stellen, wie sie in der Umfrage
unter den Mitgliedsfirmen der
Solothurner Handelskammer
und des kantonal-solothurni-
schenGewerbeverbandesanga-
ben. Insgesamt dürfte der Per-

sonalbestand leicht sinken, teil-
ten die beiden Verbände am
Dienstagmit.Angesichtsder ak-
tuellen Krisensituation werde
derRückgangaberwohl verhält-
nismässig moderat ausfallen,
dies insbesondere dank der
Kurzarbeit.

«DieTalsohle ist
durchschritten»
DieResultatederUmfragewür-
den weiter darauf hindeuten,
dassdieTalsohledurchschritten
worden sei. Dennoch würden
die Solothurner Unternehmen,
über alleBranchengesehen, für
das Jahr 2020 einen Umsatz-
rückgang von rund neun Pro-
zent im Vergleich zu 2019 er-
warten.Dabei könne sich kaum

eine Branche dem Rückgang
entziehen. Einzig der Finanz-
sektor erwarte für 2020einUm-
satzplus.Die heftigstenEinbrü-
che gebe es beimGastgewerbe,
bei der Maschinen-, Elektro-,
Metall-, Uhren-, Nahrungsmit-
tel- und Kunststoffindustrie so-
wie im Autogewerbe und im
Handel, schriebendieVerbände
weiter.

Laut Umfrage rechnen 37
Prozent der Unternehmen mit
einer Normalisierung bis Ende
Jahr. Über die Hälfte geht von
einerNormalisierung imnächs-
ten Jahr aus. Und zwölf Prozent
der Befragten befürchten, dass
die wirtschaftliche Normalität
bis 2022 oder noch länger auf
sichwarten lässt. (sda)

Alessandro Preite
bz Region Basel, 27.8.2020
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